
Der gesetzlich verankerte Grundsatz der Vorrangig­
keit der Erziehungsmaßnahmen gegenüber der Strafe 
ist die wichtigste Besonderheit des demokratischen 
Jugendstrafrechts. Die früher geltenden Jugendgerichts­
gesetze enthielten keine derartige Regelung.

Im allgemeinen halten sich die Jugendgerichte streng 
an das Prinzip, die Strafe gegenüber Jugendlichen nur 
als ultima ratio anzuwenden. Im Jahre 1955 wurden in
73.8 Prozent aller in der DDR entschiedenen Jugend­
strafsachen ausschließlich Erziehungsmaßnahmen an­
geordnet4. In der Rechtsprechung des Leipziger Jugend­
gerichts gestaltete sich das Verhältnis zwischen Erzie­
hungsmaßnahmen und Strafen wie folgt:
1953 = 58,0 % Erziehungsmaßnahmen, 42,0 % Strafen
1954 = 64,6 % „ 35,4 %
1955 = 63,8 % „ 36,2 %
1956 = 63,4 % „ 36,6 %

Wenig erfreulich ist die Tatsache, daß die Propor­
tionen zwischen den Erziehungsmaßnahmen und den 
Strafen in den einzelnen Bezirken der Republik ziem­
lich große Unterschiede auf weisen. Zum Teil wird diese 
Erscheinung auf tatsächlichen Unterschieden in der 
Jugendkriminalität beruhen. Es ist klar, daß sich die 
Jugendkriminalität in Bezirken mit einem hohen An­
teil großstädtischer Bevölkerung von der Jugendkrimi­
nalität in Bezirken mit vorwiegend ländlicher und 
kleinstädtischer Bevölkerung qualitativ unterscheiden 
und die einheitliche Anwendung des JGG zu unter­
schiedlichen Proportionen in der Anwendung von 
Erziehungsmaßnahmen und Strafen führen kann. Wenn 
aber im Bezirk Dresden der Anteil der Strafen nur
15.8 Prozent und in Bezirken mit annähernd gleicher 
Struktur, wie Leipzig und Magdeburg, dagegen
37,6 Prozent und 38,8 Prozent beträgt5, so wird man 
diese Unterschiede bis zu einem gewissen Grade auch 
auf die nicht einheitliche Handhabung des Prinzips der 
Vorrangigkeit der Erziehungsmaßnahmen zurückfüh­
ren müssen. Die zentralen Justizorgane werden ihr 
Bestreben darauf zu richten haben, in dieser wichtigen 
Frage des Jugendstrafrechts ein Höchstmaß von Ein­
heitlichkeit in der Rechtsprechung der Jugendgerichte 
zu erzielen.

Das Vertrauen, das die Arbeiter-und-Bauern-Macht 
mit der starken Einschränkung der Strafen in die 
Gestaltungskraft erzieherischer Maßnahmen gesetzt 
hat, wurde nicht enttäuscht. Die Mehrzahl der in den 
vergangenen fünf Jahren nach dem JGG verurteilten 
Rechtsverletzer konnte durch Erziehungsmaßnahmen 
vor weiterem moralischem Abgleiten bewahrt und 
zu einem ordentlichen Lebenswandel veranlaßt 
werden. Nachdem sich die Berechtigung des im JGG 
verankerten erzieherischen Optimismus durch die 
mehrjährige Praxis der Jugendgerichte bestätigt hat, 
ist es notwendig, näher zu untersuchen, in welchen 
Ausnahmefällen Erziehungsmaßnahmen nicht genügen 
und Strafen verhängt werden müssen. Hierin liegt die 
Problematik, des § 3 JGG, deren Lösung für die Ein­
heitlichkeit der Rechtsprechung der Jugendgerichte 
große praktische Bedeutung zukommt.

III
Bei der Beantwortung der Frage, ob Erziehungsmaß­

nahmen ausreichen oder nicht, ist in erster Linie vom 
Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit der Straftat aus­
zugehen.

Für einen kleinen Kreis schwerster Verbrechen 
Jugendlicher hat das JGG die Erforderlichkeit der 
Bestrafung generell bejaht. Es sind dies die Staatsver­
brechen, Mord, Vergewaltigung und die wiederholte 
Begehung schwerer Verbrechen, die gemäß § 24 JGG 
immer mit Strafen nach dem allgemeinen Strafrecht 
geahndet werden müssen.

Für einige andere besonders schwere Straftaten läßt 
sich mit Absolutheit sagen, daß sie die Verhängung von 
Freiheitsentziehung gemäß § 17 JGG erforderlich 
machen. Hierzu muß man solche Verfehlungen zählen 
wie Totschlag, die verschiedenen Arten des Raubes, die
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vorsätzlichen Brandstiftungen und die vorsätzliche 
Transportgefährdung. Diese strafbaren Handlungen 
weisen immer einen derart hohen Gefährlichkeitsgrad 
auf, daß auch unter den Jugendlichen keinerlei Zweifel 
über ihre gerichtliche Bestrafung aufkommen darf. 
Der zahlenmäßige Anteil derart schwerer Verfehlungen 
an der gesamten Jugendkriminalität ist äußerst gering. 
Die Zahl der im Stadt- und Landkreis Leipzig von 
Jugendlichen begangenen vorsätzlichen Tötungen,
Raubüberfälle und vorsätzlichen Brandstiftungen
betrug:

1953 1954 1955 1956
Totschlag 1 — — —

Raub 3 3 — —

Brandstiftung — — 1 1

Das Jugendgericht hat für diese Verfehlungen aus­
nahmslos Freiheitsentziehung verhängt.

In diesem Ziisammenihang muß auf eine theoretische 
Ansicht eingegangen werden, die zu der hier vertretenen 
in Widerspruch steht. In einer neueren Publikation 
wird zum Verhältnis der Erziehungsmaßnahmen und 
Strafen des JGG folgendes ausgeführt: „Für die Ent­
scheidung, ob im Einzelfall eine Weisung oder eine an­
dere Erziehungsmaßnahme oder Strafe anzuordnen ist, 
darf nicht die geringere oder größere Schwere der Ver­
fehlung maßgebend sein. Die Verfehlung ist lediglich 
der äußere Anlaß für die Anordnung einer Erziehungs­
maßnahme und immer nur als ein Symptom für die Er­
ziehungsmängel von Bedeutung. ... Die Schwere der 
Verfehlung ist zunächst nur der Ausdruck für eine be­
stehende Erziehungsbedürftigkeit, die eine mehr oder 
minder nachhaltige erzieherische Einwirkung erforder­
lich macht. Welche Erziehungsmaßnahme aber not­
wendig und ausreichend ist, um das Ziel des jugend­
gerichtlichen Verfahrens zu erreichen, nämlich den 
Jugendlichen zu einem tüchtigen und verantwortungs­
bewußten Bürger unseres sozialistischen Staates zu 
erziehen (§ 2 Abs. 2 JGG), ist erst in zweiter Linie von 
der Schwere der Verfehlung abhängig.“5

Der Fehler dieser Meinung liegt darin, daß sie die 
Schutzfunktion der Jugendgeriohtsbarkeit ignoriert, auf 
die sowohl in der Präambel des JGG als auch in § 2 
Abs. 2 an erster Stelle hingewiesen wird. Wenn man die 
Verfehlung zum lediglich „äußeren Anlaß“ der gericht­
lichen Anordnung von Erziehungsmaßnahmen erklärt, 
der „immer nur als ein Symptom von Erziehungsmän­
geln von Bedeutung ist“, so könnte daraus die Praxis 
den Schluß ziehen, daß die exakte kriminalistische Er­
forschung des Tatgeschehens und seine einwandfreie 
strafrechtliche Würdigung im Jugendstrafverfahren 
weniger wichtig sei, weil es für die Auswahl der ge­
richtlichen Maßnahmen angeblich nicht auf die Schutz­
bedürfnisse der Gesellschaft, sondern allein oder in 
erster Linie auf das Ausmaß der Erziehungsbedürftig­
keit des Rechtsverletzers ankommt. Die besonders 
große Bedeutung, die dem Subjekt der Straftat im Straf­
verfahren gegen Jugendliche zuzumessen ist, darf nicht 
so aufgefaßt werden, als ob hier die strafbare Handlung 
nur eine untergeordnete Rolle und die individuelle 
Eigenart des Rechtsverletzers die Hauptrolle spielt. 
Grund für das Eingreifen der Strafverfolgungsorgane 
gegen einen Jugendlichen ist nicht der Umstand, daß 
anläßlich seiner Verfehlung seine Erziehungsbedürftig­
keit entdeckt wurde, sondern die Tatsache, daß er mit 
seiner Verfehlung gesellschaftliche Verhältnisse ange­
griffen hat und der Staat sich gegen gesellschaftsgefähr­
liche Angriffe zur Wehr setzen muß. Die Art und 
Schärfe der Abwehrmaßnahmen richtet sich in erster 
Linie nach der Intensität der Angriffshandlung und erst 
in zweiter Linie nach den individuellen Besonderheiten 
der angreifenden Persönlichkeit. Niemals darf man 
jedoch die Handlung von ihrem Subjekt trennen. Ins­
besondere das jugendliche Alter kann von maßgeb­
lichem Einfluß für den verbrecherischen Charakter der 
Handlung, für ihre Richtung gegen bestimmte straf­
rechtlich geschützte Verhältnisse unserer Ordnung so­
wie für das konkrete Ausmaß der Gesellschaftsgefähr­
lichkeit und der moralisch-politischen Verwerflichkeit
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